
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Bundesfinanzministerium hat den ersten Entwurf für eines der 
umfangreichsten Steueränderungsgesetze der letzten Jahre veröf-
fentlicht. In diesem inoffiziellen Jahressteuergesetz 2019 sind ne-
ben Maßnahmen zur steuerlichen Förderung umweltfreundlicher 
Verkehrsmittel auch andere Verbesserungen enthalten, beispiels-
weise eine Anhebung der Verpflegungspauschalen und die Einfüh-
rung einer neuen Pauschale für Berufskraftfahrer. Allerdings ent-
hält das Gesetz auch Änderungen, die die Nichtanwendung steuer-
zahlerfreundlicher Entscheidungen des Bundesfinanzhofs zum Ziel 
haben. Hier sind alle Themen der neuen Ausgabe: 
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SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  77  ––  99//22001199  

 Jul Aug Sep 

Umsatzsteuer mtl. 10. 12. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. 10. - - 

Lohnsteuer 10. 12. 10. 

Einkommensteuer - - 10. 

Körperschaftsteuer - - 10. 

Vergnügungsteuer 10. 12. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 
zu obigen Steuern 

15. 15. 13. 

Gewerbesteuer - 15. * - 

Grundsteuer - 15. * - 

Schonfrist für Zahlungen 
zur Gewerbe-/Grundst. 

- 19. * - 

SV-Beitragsnachweis 25. 26. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 29. 28. 26. 

* Verschiebung des Termins um je einen Tag in Gegen-
den, in denen Mariä Himmelfahrt als Feiertag gilt 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Das Gesetz macht den Menschen, 

nicht der Mensch das Gesetz.« 

Johann Wolfgang von Goethe 

 

»Neuem Gesetz folgt neuer Betrug.« 

Sprichwort 

 

»Wer Geld hat, kauft ein Auto. 

Wer keines hat, stirbt auf 

andere Weise.« 

Fernandel 
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Entwurf des Jahressteuergesetzes 2019 liegt vor 

Neben diversen Maßnahmen zur steuerlichen Förderung um-
weltfreundlicher Verkehrsmittel enthält das Jahressteuerge-
setz 2019 noch zahlreiche weitere Änderungen im Steuerrecht. 

Im Mai hat das Bundesfinanzministerium den ersten Entwurf für 
ein „Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobi-
lität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“ veröf-
fentlicht. Das Gesetz enthält neben der namensgebenden Verlän-
gerung und Ausweitung von Steuerbegünstigungen für Elektrofahr-
zeuge noch viele andere Änderungen im Steuerrecht und fungiert 
damit als inoffizielles „Jahressteuergesetz 2019“. 

Im Wesentlichen beschränken sich die steuerlichen Maßnahmen zur 
Förderung der Elektromobilität in diesem Gesetz auf die Verlänge-
rung verschiedener bereits geltender Vergünstigungen. Das um-
fasst auch die erst Anfang dieses Jahres eingeführten Steuerbe-
freiungen für Jobtickets und die Überlassung oder Privatnutzung 
von Fahrrädern. Neu ist lediglich die Einführung einer Sonderab-
schreibung für Lieferwagen mit Elektroantrieb. Für eine übersicht-
lichere Zusammenfassung aller Änderungen im Jahressteuergesetz 
2019 sind die Änderungen, die 
die Mobilität betreffen, im 
Beitrag „Förderung der um-
weltfreundlichen Mobili-
tät“ zusammengefasst. 

Die wichtigsten weiteren Än-
derungen haben wir hier für 
Sie zusammengefasst. Dazu 
gehört neben verschiedenen 
lohnsteuerlichen Regelungen unter anderem auch die Umsetzung 
diverser Vorgaben der EU zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbe-
trugs. Alle Änderungen sollen, sofern nicht ausdrücklich etwas an-
ders angegeben ist, zum 1. Januar 2020 in Kraft treten. 

 Verpflegungsmehraufwand: Die Pauschalen für Verpflegungs-
mehraufwand sollen angehoben werden. Für einen vollen Ka-
lendertag der Abwesenheit können dann 28 Euro statt bisher 24 
Euro angesetzt werden und für den An- und Abreisetag oder ei-
ner Abwesenheit von mehr als acht Stunden der halbe Betrag, 
also 14 Euro statt bisher 12 Euro. 

 Kraftfahrerpauschale: Für Berufskraftfahrer und andere Ar-
beitnehmer, die ihre Tätigkeit vorwiegend in einem Kfz ausü-
ben, wird eine neue Werbungskostenpauschale für Übernach-
tungen im Fahrzeug des Arbeitgebers von 8 Euro pro Tag einge-
führt. Diesen Betrag kann der Arbeitnehmer in seiner Steuerer-
klärung als Werbungskosten geltend machen, sofern er nicht 
vom Arbeitgeber steuerfrei ersetzt wird. Selbstverständlich 
können stattdessen auch weiterhin die tatsächlichen Aufwen-
dungen geltend gemacht werden, wenn diese höher sind. Die 
Entscheidung, die tatsächlich entstandenen Mehraufwendungen 
oder den gesetzlichen Pauschbetrag geltend zu machen, muss 
jedoch im ganzen Kalenderjahr einheitlich sein. Die neue Pau-
schale kann zusätzlich zu den Verpflegungsmehraufwendungen 
für alle Tage mit einer Abwesenheit von 24 Stunden sowie für 
den An- und Abreisetag beansprucht werden. 

 Wohnungsüberlassung: Für Wohnungen, die der Arbeitgeber 
dem Arbeitnehmer zu eigenen Wohnzwecken überlässt, wird ein 
Bewertungsabschlag eingeführt. Bisher war grundsätzlich die 
Differenz zwischen vom Arbeitnehmer tatsächlich gezahlter 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Frühjahrsputz im Steuerrecht 

Jedes Frühjahr veröffentlicht das Bundes-
finanzministerium eine Positivliste der 
weiterhin gültigen Schreiben und gleich 
lautenden Erlasse der obersten Finanzbe-
hörden der Länder. Mit insgesamt 105 
Verwaltungsanweisungen, die nach dem 
31. Dezember 2017 nicht mehr angewen-
det werden sollen, liegt die Zahl der aus-
sortierten Verwaltungsanweisungen im 
langjährigen Mittel. Im Vergleich dazu ist 
die Liste weiterhin gültiger Verwaltungs-
anweisungen 88 Seiten lang und hat 1.779 
Einträge – 24 mehr als im letzten Jahr. 

 

Ergänzende Allgemeinverfügung 
zu Grundsteuer-Einsprüchen 

Bereits im Januar hat die Finanzverwal-
tung die meisten Einsprüche rund um die 
Verfassungskonformität der Grundsteuer 
per Allgemeinverfügung zurückgewiesen. 
Weil diese Verfügung aber eine bestimm-
te Gruppe von Einsprüchen nicht umfasst 
hat, haben die obersten Finanzbehörden 
der Länder jetzt eine ergänzende Allge-
meinverfügung erlassen, mit der auch alle 
am 3. Juni 2019 anhängigen Einsprüche 
gegen die Ablehnung von Anträgen auf 
Aufhebung, Änderung oder Neufestset-
zung des Einheitswerts oder Grundsteu-
ermessbetrags zurückgewiesen werden. 

 

Große Koalition einigt sich auf 
teilweise Abschaffung des Soli 

Zwar hat die Große Koalition schon im 
Koalitionsvertrag einen Abbau des Solida-
ritätszuschlags in dieser Legislaturperiode 
vereinbart, aber über den Umfang des 
Abbaus gab es in den letzten Monaten 
immer wieder Debatten zwischen den Ko-
alitionspartnern. Die Union als Verfechter 
einer vollständigen Abschaffung des Solis 
hat dabei Anfang Juni Rückendeckung 
vom Bundesrechnungshof erhalten: Die 
nur teilweise Abschaffung des Solis berge 
erhebliche verfassungsrechtliche und fi-
nanzwirtschaftliche Risiken, denn die 
Grundlage für den Solidaritätszuschlag 
falle Ende 2019 weg. Damit gebe es eine 
reale Gefahr, dass der Bund zu milliar-
denschweren Steuerrückzahlungen verur-
teilt wird. Doch die Koalitionsspitzen ha-
ben sich jetzt auf eine nur teilweise Ab-
schaffung festgelegt. Ab 2021 sollen 90 % 
der Steuerzahler vom Soli entlastet wer-
den. Nur Steuerzahler mit einem Ein-
kommen ab ca. 60.000 Euro werden vor-
erst weiterhin den Soli zahlen müssen. 
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Miete und ortsüblicher Miete als Sachbezug zu versteuern. Künf-
tig soll der Ansatz eines Sachbezugs unterbleiben, soweit der 
Arbeitnehmer mindestens zwei Drittel der ortsüblichen Miete 
bezahlt und die ortsübliche Nettokaltmiete nicht mehr als 20 
Euro je Quadratmeter beträgt. Effektiv ist also nur noch die Dif-
ferenz zwischen tatsächlicher Miete und der um ein Drittel re-
duzierten Vergleichsmiete als Sachbezug anzusetzen. Damit soll 
die soziale Fürsorge von Arbeitgebern unterstützt werden, die 
ihren Arbeitnehmern auch in hochpreisigen Ballungsgebieten 
bezahlbaren Wohnraum bereitstellen. 

 Sachbezüge: Weil sich die Rechtsprechung zur Abgrenzung zwi-
schen Bar- und Sachlohn im Lauf der Jahre mehrfach geändert 
hat, soll nun eine gesetzliche Definition dauerhaft für mehr 
Klarheit sorgen und bestimmte Entgeltoptimierungsmodelle für 
die Zukunft verhindern. Zum generell steuerpflichtigen Barlohn 
gehören künftig zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche 
Kostenerstattungen, Geldsurrogate und andere Vorteile, die auf 
einen Geldbetrag lauten sowie Versicherungsbeiträge und ande-

re Zukunftssicherungsleis-
tungen für den Arbeit-
nehmer oder diesem na-
hestehende Personen. Es 
wird also klargestellt, 
dass alle Leistungen, die 
auf einen Geldbetrag lau-
ten, auch als Einnahme in 
Geld behandelt werden. 
Gutscheine gelten aller-

dings weiterhin als Sachbezüge, wenn der Aussteller identisch 
ist mit dem Unternehmen, dessen Waren oder Dienstleistungen 
damit bezogen werden können. Bestimmte Leistungen (Gutha-
benkarten etc.) sind damit jedoch künftig keine Sachbezüge 
mehr. Die Änderung wirkt sich nicht nur auf die monatliche 
Freigrenze für Sachbezüge von 44 Euro aus, sondern auch auf 
die Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen. 

 Abfärbung: Die Einkünfte einer Personengesellschaft, die selbst 
nicht gewerblich tätig ist, aber aus Beteiligungen oder Nebentä-
tigkeiten gewerbliche Einkünfte in nicht vernachlässigbarer Hö-
he erzielt, gilt in vollem Umfang als gewerblich tätig und unter-
liegt damit auch mit dem gesamten Ertrag der Gewerbesteuer. 
Nachdem der Bundesfinanzhof im letzten Jahr entschieden hat-
te, dass diese gewerbliche Abfärbung nicht zum Tragen kommt, 
wenn aus der gewerblichen Beteiligung oder Nebentätigkeit 
keine positiven Erträge resultieren, will das Bundesfinanzminis-
terium dieses Urteil nun per Nichtanwendungsgesetz aushebeln. 
Nach der Änderung sollen in allen noch offenen Fällen auch ge-
werbliche Beteiligungen und Nebentätigkeiten, die nur mit Ver-
lust betrieben werden, eine Abfärbung zur Folge haben. 

 Sofortmaßnahmen: Vor einiger Zeit hat sich die EU-Kommission 
eine wesentliche Überarbeitung des EU-Mehrwertsteuersystems 
vorgenommen. Das seit 1993 geltende derzeitige System soll vo-
raussichtlich bis 2022 einer grundlegenden Reform unterzogen 
werden. Weil die Beratung zwischen den Mitgliedstaaten zu ei-
ner so umfassenden Reform aber viel Zeit in Anspruch nehmen, 
führt die EU auch am bisherigen System noch Änderungen durch. 
Der Rat der EU hat daher im Dezember 2018 mehrere Sofort-
maßnahmen („Quick Fixes“) zur Bekämpfung des Umsatzsteuer-
betrugs und Verbesserung der Rechtssicherheit bei grenzüber-
schreitenden Geschäften beschlossen. Diese Änderungen sollen 

Verfall von Urlaubsansprüchen 

Der Anspruch eines Arbeitnehmers auf be-
zahlten Jahresurlaub erlischt in der Regel 
nur dann am Ende des Kalenderjahres, 
wenn der Arbeitgeber ihn zuvor über sei-
nen konkreten Urlaubsanspruch und die 
Verfallfristen informiert und der Arbeit-
nehmer den Urlaub dennoch aus freien 
Stücken nicht genommen hat. Das Bun-
desarbeitsgericht weist dem Arbeitgeber 
die Initiativlast für die Verwirklichung des 
Urlaubsanspruchs zu und hat damit klare 
Regeln für den Verfall von Urlaubsan-
sprüchen aufgestellt. 

 

Zeitnahe Führung eines 
elektronischen Fahrtenbuches 

Um das lästige Führen eines Fahrtenbuchs 
so weit wie möglich zu automatisieren, 
gibt es inzwischen eine ganze Reihe von 
elektronischen Hilfsmitteln am Markt. Die 
unmittelbare elektronische Erfassung der 
Fahrtwege eines Firmenwagens durch ein 
technisches System mit GPS-Modul allein 
genügt jedoch nicht den Anforderungen  
an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch. 
Neben dem Bewegungsprofil müssen laut 
einem Urteil des Niedersächsischen Fi-
nanzgerichts die Fahrtanlässe ebenfalls 
zeitnah erfasst und hin und wieder der 
tatsächliche Kilometerstand am Tacho mit 
dem rechnerisch ermittelten Kilometer-
stand abgeglichen werden. Eine techni-
sche Lösung, die auch nach Jahren noch 
Änderungen zulässt, akzeptiert das Fi-
nanzamt zu Recht nicht als elektronisches 
Fahrtenbuch. 

 

Übertragung einer Reinvestitions-
rücklage erst nach Anschaffung 

Für bestimmte Wirtschaftsgüter lässt sich 
die Aufdeckung der stillen Reserven bei 
einem Verkauf über eine Reinvestitions-
rücklage vermeiden. Die stillen Reserven 
werden dadurch auf ein später ange-
schafftes oder hergestelltes Wirtschafts-
gut übertragen. Auch eine Übertragung 
der Rücklage auf einen anderen Betrieb 
desselben Unternehmers ist möglich. Der 
Bundesfinanzhof hat nun allerdings bestä-
tigt, dass eine Übertragung erst nach der 
Anschaffung oder Herstellung eines Rein-
vestitionswirtschaftsguts möglich ist. Das 
ist beispielsweise von Bedeutung, wenn 
ein Betrieb oder Teilbetrieb auf einen 
Nachfolger übertragen werden soll, wäh-
rend die Herstellung des Ersatzwirt-
schaftsguts noch läuft. Eine Übertragung 
ist dann nämlich nur vor dem Wechsel des 
Betriebsinhabers, aber nach Herstellung 
des Ersatzwirtschaftsguts möglich. 
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spezifische Probleme bei der Steuerbefreiung und dem Nach-
weis innergemeinschaftlicher Lieferungen, bei Reihengeschäf-
ten und bei Konsignationslagern lösen, bis das neue Mehrwert-
steuersystem kommt. Sie werden im Jahressteuergesetz zum 1. 
Januar 2020 in nationales Recht umgesetzt. 

 E-Books & Hörbücher: Im November 2018 hat die EU den Mit-
gliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, auf Umsätze mit Pub-
likationen unabhängig von deren äußeren Form einen ermäßig-
ten Steuersatz anzuwenden. Damit sollen elektronische Medien 
nicht länger bei der Umsatzsteuer benachteiligt sein. Veröffent-
lichungen in elektronischer Form sollen daher künftig dem 
Steuersatz von 7 % unterliegen, wenn sie funktional herkömmli-
chen Büchern, Zeitungen oder Zeitschriften entsprechen. Das 
gilt auch für reine Online-Publikationen mit oder ohne Down-
loadmöglichkeit für beliebige Endgeräte sowie den Einzelabruf 
von Beiträgen aus einer 
Online-Datenbank. Ebenso 
sollen Hörbücher künftig 
begünstigt sein, wenn sie 
in einem elektronischen 
Format erworben werden. 
Bislang ist die Begünsti-
gung auf körperliche Medi-
en wie CDs beschränkt. Die 
Steuerermäßigung gilt so-
wohl für die dauerhafte als auch für die befristete Überlassung 
elektronischer Medien. Ausgenommen von der Steuerermäßi-
gung sind dagegen elektronische Medien, die überwiegend aus 
Videoinhalten oder Musik bestehen sowie Veröffentlichungen, 
die überwiegend Werbezwecken dienen. Ebenfalls nicht von der 
Begünstigung erfasst sind elektronisch erbrachte Dienstleistun-
gen, die über die bloße Überlassung von elektronischen Publika-
tionen hinausgehen, beispielsweise der Zugang zu einer Online-
Datenbank mit Such- und Filterfunktion. Die Änderung soll am 
Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten und ist 
auf Umsätze anzuwenden, die ab dann ausgeführt werden. 

 Alternative Wohnformen: Zur Förderung alternativer Wohn-
formen („Wohnen für Hilfe“ und vergleichbare Konzepte, bei 
denen die kostenfrei Gestellung von Wohnraum gegen Unter-
stützungsleistungen im Vordergrund steht) werden Sachleistun-
gen des Wohnraumnehmers und des Wohnraumgebers ausdrück-
lich von der Einkommensteuer befreit. Das gilt allerdings nur, 
soweit nicht nach dem Gesamtbild der Verhältnisse ein Dienst-
verhältnis vorliegt, denn dann muss der Wohnraumgeber grund-
sätzlich die steuerlichen Pflichten eines Arbeitgebers erfüllen. 
Außerdem greift die Steuerbefreiung nur, wenn sich die über-
lassene Unterkunft in der Wohnung des Wohnraumgebers befin-
det oder in einem räumlichen Zusammenhang mit dieser steht. 
Schließlich enthält die Änderung noch Regelungen für den Fall, 
dass Nebenkosten auf den Wohnraumnehmer umgelegt werden. 

 Share-Deals: Mit einer ganzen Reihe von Änderungen im Grund-
erwerbsteuerrecht werden Steuergestaltungen eingedämmt, bei 
denen die Grunderwerbsteuer durch die „Verpackung“ der Im-
mobilien in Gesellschaften und anschließender Übertragung der 
Gesellschaftsanteile eingespart werden soll (sog. Share-Deals). 
Auf die Konzernklausel, die Umstrukturierungen bei der Grund-
erwerbsteuer begünstigt, wirken sich die Änderungen jedoch 
nicht aus.  

Änderungen für Kapitalanleger 

Das inoffizielle Jahressteuergesetz 2019 
enthält auch einige Änderungen für In-
vestmentfonds und andere Kapitalanla-
gen. Dabei handelt es sich aber nicht um 
substanzielle Neuregelungen im Steuer-
recht, sondern im Wesentlichen um Klar-
stellungen und Gesetzesänderungen, um 
unliebsame Urteile des Bundesfinanzhofs 
nicht anwenden zu müssen. 

 Optionsverfall: Nachdem der Bundes-
finanzhof entschieden hatte, dass die 
Anschaffungskosten für Optionen steu-
erlich auch dann zu berücksichtigen 
sind, wenn die Option innerhalb der 
Optionsfrist nicht ausgeübt wurde (Op-
tionsverfall), wird für ab dem 1. Janu-
ar 2020 abgeschlossene Terminge-
schäfte klargestellt, dass der Verfall 
von Optionen im Privatvermögen steu-
erlich nicht von Bedeutung ist. Ter-
mingeschäfte sollen künftig steuerlich 
nur noch dann berücksichtigt werden, 
wenn der Kapitalanleger durch die Be-
endigung des Rechts, insbesondere 
durch Ausübung des Optionsrechts, ei-
nen Differenzausgleich oder einen 
durch den Wert einer veränderlichen 
Bezugsgröße bestimmten Geldbetrag 
oder Vorteil erlangt. 

 Totalverlust: Der Bundesfinanzhof hat 
in den letzten Jahren verschiedene 
Formen des Totalverlusts einer Kapi-
talanlage als steuerlich abziehbaren 
Verlust anerkannt. Mit einer Ergänzung 
der gesetzlichen Regelung wird daher 
klargestellt, dass insbesondere der 
durch den Ausfall einer Kapitalforde-
rung oder die Ausbuchung einer Aktie 
entstandene Verlust steuerlich keine 
Rolle spielt. Um eine Umgehung dieser 
Regelung zu vermeiden, ist künftig 
auch der Verkauf von wertlosen Wirt-
schaftsgütern steuerlich unbeachtlich. 

 Investmentfonds: Verschiedene Ände-
rungen im Investmentsteuergesetz sind 
in erster Linie Klarstellungen zum Sta-
tus eines Investmentfonds. Damit sol-
len sowohl Rechtsunsicherheiten aus-
geräumt als auch Steuergestaltungs-
möglichkeiten aufgrund unklarer For-
mulierungen beseitigt werden. Außer-
dem wird der Zeitpunkt des Zuflusses 
ausschüttungsgleicher Erträge eines 
Spezial-Investmentfonds vom Ge-
schäftsjahresende auf den Verkaufs-
zeitpunkt verschoben. Das soll vermei-
den, dass der Fonds bei einem Verkauf 
aller Anteile während des Geschäfts-
jahrs die Kapitalertragsteuer nachträg-
lich beim Anleger einfordern und ggf. 
die Finanzverwaltung informieren 
muss, wenn diese nicht gezahlt wird. 
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Förderung der umweltfreundlichen Mobilität 

Viele Steuervorteile für Elektromobilität und umweltfreundli-
che Verkehrsmittel werden verlängert oder ausgeweitet. 

Das in Arbeit befindliche Jahressteuergesetz 2019 trägt den offizi-
ellen Namen „Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschrif-
ten“, weil darin eine ganze Reihe Änderungen enthalten sind, die 
steuerliche Begünstigung von Fahrzeugen mit Elektro- oder Hyb-
ridantrieb zum Ziel haben. Die meisten dieser Änderungen be-
schränken sich auf eine deutliche Verlängerung bereits geltender 
Begünstigungen, teilweise mit kleinen Änderungen. Neu ist aber 
eine geplante Sonderabschreibung für Lieferfahrzeuge  mit Elekt-
roantrieb. Diese und alle weiteren Maßnahmen, die die Mobilität 
betreffen, sind hier zusammengefasst. 

 Lieferfahrzeuge: Für die Anschaffung von neuen (nicht ge-
braucht), rein elektrisch betriebenen Lieferfahrzeugen mit ei-
nem zulässigen Gesamtgewicht bis 7,5 Tonnen wird die Option 
für eine Sonderabschreibung von 50 % der Anschaffungskosten 
im Jahr der Anschaffung eingeführt. Diese Sonderabschreibung 
ist zusätzlich zur regulären linearen Abschreibung möglich. Die 
Regelung gilt für alle Lieferfahrzeuge, die zwischen dem 1. Ja-
nuar 2020 und dem 31. Dezember 2030 angeschafft werden. 

 Firmenwagen: Zur Förderung der Elektromobilität gilt seit Ja-
nuar 2019 eine Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der 
pauschalen Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der Nutzung 
eines Firmenwagens. Statt 1 % des Listenpreises sind für Elek-
tro- und Hybridfahrzeuge also monatlich nur 0,5 % des Listen-
preises für die Privatnutzung zu versteuern. Für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeit fallen entsprechend nur 0,015 % pro 
Monat und Entfernungskilometer an statt 0,03 %. Bei Führung 
eines Fahrtenbuchs ist entsprechend nur die Hälfte der An-

schaffungs- oder Leasing-
kosten bei der Berech-
nung der steuerpflichti-
gen Nutzung anzusetzen. 
Diese Regelung war bis-
her auf Firmenwagen be-
schränkt, die zwischen 
dem 1. Januar 2019 und 
dem 31. Dezember 2021 

angeschafft oder geleast werden, und soweit bei Hybridfahr-
zeugen die Reichweite des Elektroantriebs mindestens 40 km 
beträgt. Die Begünstigung wird nun bis Ende 2030 verlängert. 
Allerdings wird ab 2022 für neu angeschaffte Fahrzeuge eine 
Mindestreichweite des Elektroantriebs von 60 km und ab 2025 
von 80 km gefordert. 

 Hinzurechnung: Miet- und Leasingzahlungen für bewegliche 
Wirtschaftsgüter sind bei der Gewerbesteuer mit einem pau-
schalierten Finanzierungsanteil von 20 % dem Gewerbeertrag 
hinzuzurechnen. Für Fahrräder, Elektrofahrzeuge und extern 
aufladbare Hybridfahrzeuge sollen bis Ende 2030 jedoch nur 
noch 10 % der Miet- oder Leasingkosten der Hinzurechnung un-
terliegen. Diese Änderung gilt für Miet- oder Leasingverträge, 
die nach dem 31. Dezember 2019 abgeschlossen werden. 

 Jobtickets: Seit Januar 2019 sind Zuschüsse des Arbeitgebers 
für Jobtickets steuerfrei, sofern sie zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. Allerdings werden die 

Rückgängigmachung eines 
Investitionsabzugsbetrags 

Ein in Anspruch genommener Investitions-
abzugsbetrag muss rückgängig gemacht 
werden, wenn die Anschaffung nicht in-
nerhalb von drei Jahren erfolgt. Das Fi-
nanzgericht Rheinland-Pfalz hat nun ent-
schieden, dass eine Rückgängigmachung 
durch das Finanzamt aber auch dann mög-
lich ist, wenn das Wirtschaftsgut zwar an-
geschafft, die im Gesetz vorgesehene 
Hinzurechnung aber aus welchen Gründen 
auch immer (absichtlich, versehentlich 
oder irrtümlich) unterblieben ist. 

 

Voraussetzung einer Rückstellung 

Die Bildung einer Rückstellung, die nicht 
auf einer Verpflichtung gegenüber einem 
Dritten basiert, ist unzulässig. Ebenfalls 
unzulässig sind nach der Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs Rückstellungen für 
Verpflichtungen, bei denen die Leistungs-
pflicht gegenüber einem Dritten von ei-
genbetrieblichen Erfordernissen überla-
gert wird. Aus diesem Grund hat das Fi-
nanzgericht Münster einem Gerüstbauun-
ternehmen die Bildung von Rückstellun-
gen für den Abtransport des Materials auf 
den jeweiligen Baustellen verweigert. Das 
Unternehmen habe hier nämlich ein er-
hebliches Interesse daran, das jeweilige 
Material (Gerüstteile etc.) auf anderen 
Baustellen wiederzuverwenden. Dieses In-
teresse wiege deutlich höher als die ver-
traglich vereinbarte Räumungspflicht der 
Baustelle gegenüber dem Auftraggeber. 

 

Umsatzsteuer auf Abmahnung bei 
Urheberrechtsverletzung 

Die gängige Auffassung, dass Zahlungen 
aufgrund einer Abmahnung umsatzsteuer-
freie Schadensersatzzahlungen sind, teilt 
der Bundesfinanzhof nicht. Stattdessen 
sind Zahlungen an einen Unternehmer 
aufgrund von urheberrechtlichen Abmah-
nungen zur Durchsetzung des Unterlas-
sungsanspruchs umsatzsteuerpflichtiges 
Entgelt im Rahmen eines Leistungsaus-
tauschs. Auf welche rechtliche Grundlage 
der Zahlungsanspruch gestützt wird, 
spielt für die Frage, ob ein Leistungsaus-
tausch im umsatzsteuerrechtlichen Sinne 
vorliegt, keine Rolle. Auch die mögliche 
Ungewissheit einer Zahlung führt nicht 
dazu, den unmittelbaren Zusammenhang 
zwischen der erbrachten Dienstleistung 
und der erhaltenen Zahlung aufzuheben. 
Vergleichbar hat der Bundesfinanzhof in 
der Vergangenheit bereits zu Zahlungen 
im Rahmen von wettbewerbsrechtlichen 
Abmahnungen entschieden. 
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Zuschüsse auf die Entfernungspauschale des Arbeitnehmers an-
gerechnet. Rückwirkend ab Januar 2019 wird nun noch eine 
Pauschalversteuerungsmöglichkeit für alle anderen Zuschüsse 
zu Jobtickets eingeführt, also insbesondere Entgeltumwandlun-
gen und andere Zuschüsse, die der Arbeitgeber nicht zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn zahlt. Der Arbeitgeber 
kann dabei wählen zwischen einem Pauschalsteuersatz von 15 % 
mit Anrechnung auf die Entfernungspauschale des Arbeitneh-
mers oder einem Pauschalsteuersatz von 25 %. Im zweiten Fall 
sind alle steuerlichen Verpflichtungen abgegolten, es erfolgt 
keine Anrechnung auf die Entfernungspauschale und auch ein 
Ausweis der Zuschüsse in der elektronischen Lohnsteuerbe-
scheinigung ist in diesem Fall nicht notwendig. 

 Dienstfahrräder: Die dieses Jahr eingeführte und bis Ende 2021 
befristete Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus der 
Überlassung eines betrieblichen Fahrrads durch den Arbeitgeber 
oder der privaten Nutzung eines betrieblichen Fahrrads durch 
den Inhaber wird bis Ende 2030 verlängert. 

 Aufladen beim Arbeitgeber: Arbeitgeber können Arbeitneh-
mern mit Elektroauto seit 2017 steuerfrei das Aufladen ermög-
lichen. Die Batteriefüllung wird also - anders als bei anderen 
Vergünstigungen durch den Arbeitgeber - nicht als geldwerter 
Vorteil versteuert. Ebenfalls komplett steuerfrei ist die zeitwei-
se Überlassung einer betrieblichen Ladevorrichtung zur privaten 
Nutzung. Das umfasst die komplette Ladeinfrastruktur ein-
schließlich Zubehör und Dienstleistungen zur Installation oder 
Inbetriebnahme der Ladevorrichtung. Dieser Steuervorteil war 
bis Ende 2020 befristet, wird jetzt aber um 10 Jahre – also bis 
Ende 2030 – verlängert. 

 Ladestationen: Ebenfalls seit 2017 haben Arbeitgeber die Mög-
lichkeit, geldwerte Vorteile aus der unentgeltlichen oder ver-
billigten dauerhaften Übereignung der Ladevorrichtung oder 
Zuschüsse zur Anschaffung und Nutzung bei der Lohnsteuer 
pauschal mit 25 % zu besteuern. Auch diese Regelung wird nun 
bis Ende 2030 verlängert.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Steuerermäßigung für Unter-
bringung im Pflegeheim 

Für haushaltsnahe Dienstleistungen gibt 
es eine Steuerermäßigung. Diesen Steuer-
bonus können Steuerzahler auch  bei ei-
ner Unterbringung im Pflegeheim geltend 
machen, sofern dort Leistungen in An-
spruch genommen werden, die mit denen 
einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. 
Allerdings kann den Steuerbonus nur der-
jenige beanspruchen, der selbst im Pfle-
geheim untergebracht ist und die Auf-
wendungen dafür trägt. Der Bundesfi-
nanzhof hat deshalb einem Steuerzahler 
die Steuerermäßigung verweigert, der die 
Heimkosten seiner Mutter übernommen 
hat. Für die Unterbringung oder Pflege 
einer anderer Personen gebe es keinen 
Steuerbonus, meint das Gericht. 

 

Anforderungen an vermögensver-
waltenden Versicherungsvertrag 

Eine vermögensverwaltende Lebensversi-
cherung, bei der im Versicherungsvertrag 
eine gesonderte Verwaltung von speziell 
für diesen Vertrag zusammengestellten 
Kapitalanlagen vereinbart worden ist und 
der Kunde unmittelbar oder mittelbar 
über den Verkauf der Kapitalanlagen und 
die Wiederanlage der Erlöse bestimmen 
kann, wird steuerlich anders behandelt 
als andere Lebensversicherungen. Die 
Möglichkeit des Kunden, aus mehreren 
standardisierten Anlagestrategien zu wäh-
len, macht aus dem Versicherungsvertrag 
aber noch keine vermögensverwaltende 
Lebensversicherung. Auch dass die Versi-
cherungsleistung von der Wertentwicklung 
des Anlagestocks abhängt und der Kunde 
die Möglichkeit hat, den Versicherungs-
vertrag zu kündigen, begründet aus Sicht 
des Bundesfinanzhofs keine mittelbare 
Dispositionsbefugnis, die zu einer anderen 
Einschätzung führen würde. 


